
Müllentsorgung

Großfusion alarmiert
die Kommunen
Die Vertreter deutscher Kom-
munen warnen vor einer ge-
wichtigen Übernahme auf
dem Abfallmarkt. Das Entsor-
gungsunternehmen Remondis
aus Lünen führt derzeit offen-
bar Gespräche über den Kauf
von Anteilen am Dualen
 System Deutschland, das die
Entsorgung von Plastikver -
packungen über den gelben
Sack organisiert. Hierdurch
würde es zu einer noch nie
da gewesenen Machtzusam-
menballung in der Entsor-
gungswirtschaft kommen.
„Die Verhältnisse würden

komplett neu gemischt, und
zwar in einer Weise, wie es
dem Markt nicht guttut“,
klagt der Vizepräsident des
Verbands kommunaler Unter-
nehmen, Patrick Hasenkamp.
Seine Organisation befürch-
tet steigende Preise für die Li-
zenzgebühren, die der Einzel-
handel für die Verpackungs-
entsorgung an das Duale
 System Deutschland abführen
muss. „Die Kosten würden
versteckt an die Käufer wei-
tergegeben. Am Ende zahlt
der Verbraucher drauf“, sagt
Hasenkamp. Remondis ver-
folgt seit Jahren eine aggressi-
ve Expansionsstrategie. Das
Bundeskartellamt untersucht
den Entsorgungsmarkt der-
zeit auf Monopolstrukturen.
Ungeachtet dessen soll Re-
mondis unlängst bei den Kar-
tellwächtern vorstellig gewor-
den sein, um die Chance ei-
ner Übernahme auszuloten.
Ein Sprecher von Remondis
dementiert diese Kontakte,
das Bundeskartellamt wollte
keine Auskunft geben. gt 

Deutsche Bank

Eine Klage weniger
Die Deutsche Bank ist ein
weiteres milliardenschweres
Risiko losgeworden: Das Be-
zirksgericht in Miami wies
jetzt eine Klage des Wert-
heim Jewish Education Trust
gegen das Frankfurter Institut
sowie die Credit Suisse im
Streitwert von rund drei Mil-
liarden Dollar ab. Die Stif-
tung wollte die Banken zur
Herausgabe des Vermögens
des Frankfurter Zweigs der
Wertheim-Familie zwingen,
die vor mehr als hundert Jah-
ren mit dem Verkauf von
Nähmaschinen reich gewor-
den war. Heute leben die

Nachfahren rund um den
Globus verstreut. Der klagen-
de Trust, hinter dem sich jüdi-
sche Wohlfahrtsorganisatio-
nen verbergen, behauptet,
das nach heutiger Rechnung
gut drei Milliarden Dollar
große Vermögen sei in den
Neunzigerjahren von Konten
der Credit Suisse zur Deut-
schen Bank verschoben wor-
den. Anschließend hätten
Mitarbeiter beider Institute
das Geld unter sich aufgeteilt.
Die Banken streiten die Vor-
würfe rundweg ab. Das Ge-
richt in Florida hält sich nicht
für zuständig. Dass die Klä-
ger fristgerecht bis zum 5. Ja-
nuar in Berufung gehen, gilt
als unwahrscheinlich. baz
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Wirtschaft
Luftfahrt

„Waghalsige Aktion“
Justus Haucap, 48, Professor für
VWL und bis 2012 Vorsitzender
der Monopolkommission, über
den Staatskredit für Air Berlin 

SPIEGEL: Wegen des gescheiter-
ten Verkaufs von Niki an Luft -
hansa sieht es so aus, als müss -
te der Steuerzahler für große
Teile des 150-Millionen-Euro-
Kredits für Air Berlin auf-
kommen. War es ein Fehler,
dafür überhaupt zu bürgen? 
Haucap: Ja. Das Argument,
man rette Arbeitsplätze, halte
ich für vorgeschoben. Die
Luftfahrt ist eine Wachstums-
branche. Wenn mehr Men-
schen fliegen, wird mehr Per-
sonal gebraucht. Die aller-
meisten finden wieder einen
Job. 
SPIEGEL: Fragt sich nur, wo
und zu welchen Konditionen. 
Haucap: Dem Kabinenperso-
nal drohen keinesfalls prekä-
re Arbeitsverhältnisse. Man
hat es bei Ryanair gesehen:
Sind die Bedingungen mies,

rennen Mitarbeiter weg, und
die Airline bekommt Probleme.
SPIEGEL: Was hätte die Bun-
desregierung stattdessen tun
sollen? 
Haucap: Ruhe bewahren. Mit
dem Kredit hat sie den An-
teilseignern geholfen, also
Etihad. Denn eine Airline zu
verkaufen, deren Flugzeuge
bereits am Boden stehen, ist
schwer. Man hätte die Reisen-
den zurückholen sollen und
dafür auch Steuermittel ein-
setzen können. Dass es aber
diese waghalsige Aktion mit
dem Kredit gab, lag daran,
dass die Bundestagswahl un-
mittelbar bevorstand. Des-
halb zahlt der Steuerzahler,
ohne etwas zu bekommen. 
SPIEGEL: Sollte man staatliche
Rettungsversuche also ein-
fach sein lassen? 
Haucap: Bei Schlecker hat
man nicht geholfen, bei Opel
hat man sich ebenfalls nicht
engagiert. Der Baukonzern
Holzmann war ein klassi-
scher Sündenfall, bei dem es
Hilfe gab – gebracht hat es
aber auch da nichts. mum

Honorare

Verunsicherung bei
NDR-Mitarbeitern
Der NDR stellt zum 1. Janu-
ar die Bezahlung seiner frei-
en Mitarbeiter um – und
sorgt damit für massive Un -
ruhe. Grund für die Änderung:
Das Bundeszentralamt für
Steuern hat bemängelt, wie
der NDR seit Jahrzehnten
die Honorare abrechnet. Bei
einer Prüfung entdeckte die
Behörde, dass der Sender
 bislang das sogenannte Über-
wiegensprinzip ignoriert. 
Dieses Prinzip schreibt vor,
dass ein freier Mitarbeiter

eindeutig einzustufen sei –
entweder als selbstständig
oder als nicht selbstständig.
Denselben Mitarbeiter je
nach Auftrag mal auf die
eine, mal auf die andere Wei-
se zu honorieren, wie bisher
beim NDR üblich, ist nicht
vorgesehen. 

Was die Neuregelung für
die Freien im Detail bedeu-
tet, sollen sie allerdings erst
von der kommenden Woche
an erfahren. Fest steht nur:
Wer als nicht selbstständiger
 Mitarbeiter geführt wird,
muss künftig Beiträge für die
Sozialversicherung entrich-
ten. akü 
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Deutsche-Bank-Zentrale in Frankfurt am Main
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Glascontainer von Remondis 


